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„Wir wollen nach wie vor eine Bürgerpolizei“
GdP-Bundesvorsitzender Oliver Malchow sprach beim  

Parlamentarischen Frühlingsempfang der CDU-Landtagsfraktion

Kiel/tgr – Mit dem Bundesvorsit-
zenden der Gewerkschaft der Poli-
zei (GdP) Oliver Malchow (Foto) als 
Gastredner hatte die CDU-Land-
tagsfraktion Vertreter aus allen ge-
sellschaftlichen Bereichen zum tra-
ditionellen Parlamentarischen Früh-
lingsempfang in die Villa 78 der 
Hermann-Ehlers-Akademie eingela-
den. Unter den zahlreichen Gästen 
wie Wolfgang Kubicki (FDP) befan-
den sich ungewöhnlich viele Polizis-
ten, vorrangig aus der GdP, darunter 
der Landesvorsitzende Manfred 
Börner sowie sein Vertreter Torsten 
Jäger. Von der Polizeiführung war 
Heiko Hüttmann in der Villa 78 er-
schienen.

Der Fraktionsvorsitzende Daniel 
Günther zeigte sich erfreut, den GdP-
Bundesvorsitzenden als Gastredner 
gewonnen zu haben. „Die Innere Si-
cherheit des Landes steht seit Mona-
ten im besonderen Fokus der Öffent-
lichkeit. Dabei spielt die Arbeit der 
Polizei eine herausragende Rolle“, 
sagte Günther in seiner Begrüßung. 
Die ohnehin hohe Belastung der Be-
amtinnen und Beamten habe sich ins-
besondere durch die große Anzahl 
der Flüchtlinge weiter erhöht. „Oliver 
Malchow kenne die Polizeiarbeit in 
ihren viele Facetten auch als Schles-
wig-Holsteiner wie kaum ein ande-
rer“, sagte Günther. Und der Frak
tionsvorsitzende wurde nicht 
enttäuscht. In seiner gut halbstündi-
gen Rede streifte Oliver Malchow alle 
Themen, die die Polizeien des Bundes 
und der Länder aktuell berühren. 
„Die Innere Sicherheit hat in Deutsch-
land in den vergangenen Monaten 
die Bedeutung erlangt, die die GdP 
schon lange gefordert hat“, so Mal-
chow. 

Die zunehmende Terrorgefahr, die 
Flüchtlingswelle sowie die Zuwächse 
bei der Alltagskriminalität wie Woh-
nungseinbrüche und Cybercrime  
hätten offenbar auch den politisch 
Verantwortlichen auf Bundes- und 
Landesebene endlich die Augen ge-

öffnet. „Der 
Staat hat die 
Bürgerinnen 
und Bürger zu 
schützen. Dies 
ist Kernaufga-
be der Poli-
zei“, machte 
M a l c h o w 
deutlich. 

Dafür brau-
che die Polizei 
auch das not-
wendige Ver-
trauen. Miss-
trauenserklä-
rungen wie 
die Einfüh-
rung von Poli-
zeibeauftrag-
ten, unabhän-
gigen De-
monstrations-
beobachtern 
sowie die Kennzeichnungspflicht von 
Polizeibeamten stünden dem entge-
gen, während die Herausforderungen 
für die Polizei zunähmen. So sei die 
Belastungssituation der Polizei dra-
matisch, sagte Malchow weiter. Allei-
ne 20 Millionen Überstunden hätten 
die Polizisten zu schultern. „Das al-
lein entspricht 9000 fehlenden Beam-
tinnen und Beamten“, machte Mal-
chow den Zuhörern deutlich. Und die 
Aufgaben der Polizeien im Bund und 
in den Ländern hätten zu- statt abge-
nommen. Prävention und Verkehrser-
ziehung seien aber nach wie vor 
Kernaufgaben der Polizei und dürften 
trotz Aufgabenkritik nicht aus den 
Augen verloren werden. Ebenso be-
reite die zunehmende Gewalt gegen 
polizeiliche Einsatzkräfte der GdP 
große Probleme. Insgesamt fast 
63 000 Polizeibeamtinnen und -be-
amte seien im vergangenen Jahr Ad-
ressaten von körperlichen wie verba-
len Attacken in vielfältiger Form ge-
wesen, berichtete der GdP-Bundes-
vorsitzende. „Wir wollen aber nach 
wie vor eine Bürgerpolizei. Die Fol-

gen dieser Gewaltzunahme könnten 
dies absehbar jedoch gefährden“, 
zeigte sich Malchow besorgt. Eine 
Absage erteilte der GdP-Chef erneut 
dem Einsatz der Bundeswehr im In-
nern. Diese Diskussion sollte nicht 
wieder geführt werden. Die Aufga-
ben und Rollen der Polizei und der 
Bundeswehr seien zu unterschiedlich. 

Letztlich hätten die im Rahmen der 
bundesweit geführten GdP-Kampag-
ne „Wir brauchen Verstärkung“ ge-
forderten Personalforderungen mit 
Blick auf die Belastungen und Her-
ausforderungen der Polizei Bestand. 
Und auch für den Bereich der Justiz 
seien entsprechende Anhebungen 
des Personalbestandes unabdingbar.

Angetan zeigten sich sowohl Dani-
el Günther als auch der CDU-Landes-
vorsitzende Ingbert Liebing von den 
Ausführungen Oliver Malchows. „Es 
waren beeindruckende Ausführun-
gen und Hintergrundinformationen, 
die auch für die politische Arbeit der 
Landes-CDU sehr hilfreich sind“, so 
die beiden Politiker. 

Foto/Text: Thomas Gründemann
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„Basenfasten, gesunde Ernährung  
im Alltag und im Berufsleben“

Frauenseminar mit Ernährungsberaterin

Die Landesfrauengruppe der Ge-
werkschaft der Polizei führt im Okto-
ber 2016 ein Seminar zum Thema 
„Basenfasten, gesunde Ernährung im 
Alltag und im Berufsleben“ durch!

Termin: 10. 10. bis 14. 10. 2016
Ort: Gästehaus der Ameosklinik in 

Heiligenhafen
Seminarleitung: Ernährungsberate-

rin Antje Hinz
Kostenbeitrag für GdP-Mitglieder: 

100 Euro
Nichtmitglieder: 200 Euro

Das Seminar ist als Bildungsurlaub 
beantragt! Die Teilnehmerzahl ist auf 
12 begrenzt!

Informationen zu Frau Hinz und 
zum Basenfasten unter:

www.erlebnis-basenfasten.de
www.vitality-life-coaching.com
Anmelden könnt ihr euch bei:
Dorith Stubenrauch-Schulz

Geschäftsstelle der GdP
Max-Giese-Straße 22
24116 Kiel
Tel.: 04 31/1 22 10 15
E-Mail: dorith.schulz@gdp.de
Die Anmeldung sollte bis zum 30. 6. 

2016 erfolgen!
Sollten mehr als 12 Anmeldungen 

eingehen, entscheidet das Losverfahren!

Frank Briese, 62 Jahre
Rolf Mönnich, 92 Jahre
Gertrud Umbach, 89 Jahre
Regionalgruppe AFB

Werner Karlinski, 79 Jahre
Walter Lamp, 91 Jahre
Manfred Lüdemann, 76 Jahre
Helga Warnow, 92 Jahre
Regionalgruppe Kiel-Plön

Michael Haase, 39 Jahre
Elli Kelm, 81 Jahre
Karlheinz Schafrinski, 75 Jahre
Hermann Schilling, 86 Jahre
Regionalgruppe Lauenburg-Stor-
marn

Adolf Harms, 89 Jahre
Heinz Werft, 93 Jahre
Regionalgruppe Lübeck-Osthol-
stein

Alwin Christiansen, 96 Jahre
Holger Schlüter, 57 Jahre
Regionalgruppe Nordfriesland

Michael Schmidt, 60 Jahre
Wolfgang Schumacher, 73 Jahre
Dieter Stoebe, 85 Jahre
Charlotte Sump, 103 Jahre
Ronald Wendt, 79 Jahre
Regionalgruppe Schleswig-Flens-
burg

Hertha Blank, 87 Jahre
Chris Karstens, 33 Jahre
Herbert Reichel, 90 Jahre
Helga Waschelewski, 75 Jahre
Regionalgruppe Schleswig-Holstein 
Mitte

Marie Rosa Hennings, 92 Jahre
Hanna Redel, 91 Jahre
Margaretha Staaden, 93 Jahre
Mario Wedtke, 53 Jahre
Regionalgruppe Steinburg-Dith-
marschen

Wir gedenken unserer verstorbenen  
Kolleginnen und Kollegen

SENIORENSEMINAR

GdP-Seniorenseminar 2016
Das Seniorenseminar findet vom  

8. bis einschließlich 10. August 2016 
in der Gustav-Heinemann-Bildungs
stätte in Bad Malente statt. Ehe-/Le-
benspartner sind wieder herzlich will-
kommen. Für sie entstehen anteilige 
Kosten in Höhe von 130 Euro. Die Ei-

genbeteiligung für GdP-Mitglieder 
beträgt 50 Euro. Infos und Anmeldun-
gen ab sofort bei der GdP-Geschäfts-
stelle Dorith Stubenrauch-Schulz, 
Tel.: 04 31/1 22 10 15. Anmelde-
schluss: 15. Juli 2016. 

F. Poster, Landesseniorenvorsitzender
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POLIZEITECHNIK UND EIGENSICHERUNG

Erprobung von Body-Cams 
Innen- und Rechtsausschuss des Landtages holt Stellungnahmen ein

KIEL. Der Innen- und Rechtsaus-
schuss des Landtages hatte zwei Anträ-
ge (einmal der CDU-Fraktion und den 
Gegenantrag der Piraten) zu beraten: Es 
ging um den Einsatz der Body-Cams bei 
Polizeibeamtinnen und -beamten. Am  
4. Mai beschäftigte sich der Ausschuss 
damit und beschloss, zusätzliche Anhö-
rungen des Innenministers und des  
Unabhängigen Datenschutzzentrums 
Schleswig-Holstein (ULD) durchzufüh-
ren. 

Die beiden genannten Anträge ste-
hen konträr zueinander: Während der 
Antrag der CDU den unverzüglichen 
Einsatz fordert, lehnen ihn die Piraten 
offensichtlich ab. Die GdP hob in ihrer 
Stellungnahme die Funkton der Ei-
gensicherung von Body-Cams hervor. 

Nach Antwort der Landesregierung 
auf eine Kleine Anfrage des FDP-Land-
tagsabgeordneten Dr. Ekkehard Klug 
sind 1082 Gewaltdelikte allein 2015 ge-
gen 2012 Beamtinnen und Beamte zu 
registrieren gewesen. Dabei wurden 355 
Beamtinnen und Beamte verletzt. Eine 
Zahl, die deutlich zu hoch ist und auf 
keinen Fall als berufsimmanent für die 
Polizei gesehen werden darf. Auch Poli-
zeibeamtinnen und -beamte besitzen ein 
Recht auf körperliche Unversehrtheit. 

Um Gewalt gegen Polizeibeamtin-
nen und -beamte zu vermeiden, ist be-
reits eine Reihe von Beschlüssen getrof-
fen worden und sind Maßnahmen 
erfolgt. So hat die damalige schwarz-
gelbe Landesregierung mit dem Innen-
minister Schlie eine Untersuchung zu 
Ursachen der Gewalt gegen Polizeibe-
amte des KFN mitgetragen, rot-grüne 
Landesregierungen haben darüber hin-
aus umfangreiche Maßnahmen zum 
persönlichen Schutz der Einsatzkräfte 
getroffen – von der persönlichen Schut-
zausrüstung bis hin zum Einsatztrai-
ning. 

All dies zeigt, dass die Maßnahmen 
sicher sinnvoll und hilfreich sind, aber 
angesichts der genannten Zahlen bis-
her nicht ausreichen. Auf dieser Ebene 
entstand die Forderung der GdP, die 
Wirksamkeit von sogenannten Body-
Cams zu erproben. Einige andere Bun-
desländer haben bereits Erprobungs-
phasen angekündigt, beschlossen und 
durchgeführt bzw. abgeschlossen. Des-
halb tritt auch die Gewerkschaft der 
Polizei, Landesbezirk Schleswig-Hol-
stein, für eine solche Erprobung ein. 

Zuvor müssen jedoch bestimmte 
rechtliche Anforderungen überprüft 
und getroffen werden, damit eine sol-
che Erprobung beanstandungsfrei 
durchgeführt werden kann. Das Glei-
che gilt auch für einen späteren Einsatz. 

Die Gewerkschaft der Polizei ver-
spricht sich angesichts der hohen Zahl 
der Gewaltdelikte gegen Polizeibeam-
te, dass der Einsatz von Body-Cams 
bei möglichen Straftätern abschre-
ckende Wirkung entfaltet. Die Erfah-
rungswerte der hessischen Landespo-
lizei, die in Frankfurt einen einjährigen 
Versuch durchgeführt hat, zeigen dies.

So ist dort im Zeitraum vom 27. Mai 
2013 bis zum 26. Mai 2014 die Zahl 
der Widerstandsdelikte um 37,5% ge-
sunken. Die mit einer Body-Cam aus-
gestatteten Polizeibeamten berichte-
ten darüber hinaus von Folgendem:
• �Es gibt eine gesteigerte Kooperati-

onsbereitschaft in Kontrollsituatio-
nen, 

• �darüber hinaus kann eine vermin-
derte Aggressivität festgestellt wer-
den, 

• �der völlige Rückgang von Solidarisie-
rungsinitiativen Unbeteiligter, 

• �und Rückzug potenzieller Störer.
Und auch das wurde zu Protokoll 

gegeben: Die mit Body-Cams ausge-
statteten Polizeibeamtinnen und -be-
amten fühlten sich sicherer in Bezug 
auf das polizeiliche Gegenüber. 

Die technischen Voraussetzungen 
(Speicherung und Batteriekapazität) ge-
statten (derzeit) keinen Permanentein-
satz, sodass Aufnahmen nur situativ ent-
stehen. 

Die GdP Schleswig-Holstein weist 
darauf hin, dass die Body-Cams zwar 
Bildmaterial, nicht aber Ton aufneh-
men bzw. speichern sollen. 

Als Rechtsgrundlage dürfte § 184 
(3) LVWG einschlägig sein.

„Zum Schutz einer Polizeivollzugsbe-
amtin oder eines Polizeivollzugsbeam-
ten oder eines Dritten kann die Polizei 
bei polizeilichen Maßnahmen nach die-

sem Gesetz oder anderen Rechtsvor-
schriften erforderlichenfalls personen-
bezogene Daten offen durch Bildauf-
nahmen und Bild- oder Tonaufzeich-
nungen anfertigen. Die Aufnahmen und 
Aufzeichnungen sind spätestens drei 
Tage nach dem Anfertigen zu löschen. 
Dies gilt nicht, wenn diese zur Verfol-
gung von Straftaten oder Ordnungswid-
rigkeiten von erheblicher Bedeutung 
benötigt werden.“ 

Man könnte unter Umständen hier-
zu auch § 100 h StPO heranziehen und 
diese Rechtsnorm für den Einsatz der 
Body-Cams anwenden (Beweisfüh-
rung im Strafermittlungsverfahren).

Nach der genannten Gesetzesrege-
lung können Body-Cams aber nicht in 
Privatwohnungen zum Einsatz kommen. 
Dies ist aus Sicht der GdP eine Schwach-
stelle und damit bedauerlich, weil sich 
eine Vielzahl von Aggressionsdelikten 
gegen Polizeibeamte gerade in Woh-
nungen abspielen. (Einsätze wegen 
häuslicher Gewalt, Lärmbelästigungen, 
sonstige Familienstreitigkeiten).

Die Akzeptanz in der Bevölkerung? 
Eine Befragung der Lübecker Nach-
richten vom 16. Februar 2016 ergab un-
ter 1095 abstimmenden Personen eine 
Zustimmung von 82%, eine Ablehnung 
von 13% und keine Meinung hatten 
5%. Auch wenn diese Abstimmung 
nicht repräsentativ war, zeigt sie doch 
eine große Zustimmung in der Bevölke-
rung. 

Zusammenfassung: 
• �Die GdP Schleswig-Holstein spricht 

sich für eine (einjährige) Erprobung 
des Tragens von Body-Cams aus.

• �Alleinige Zielrichtung ist die Verbes-
serung der Eigensicherung von Poli-
zeibeamtinnen und Polizeibeamten.

• �Das Tragen der Body-Cam bleibt jeder 
Beamtin/jedem Beamten überlassen 
und erfolgt auf freiwilliger Basis.

• �Erprobung und Einsatz erfolgen in 
enger Abstimmung mit dem ULD.

• �Als Erprobungsort werden beson-
ders belastete Polizeidienststellen 
empfohlen. 
– Antrag der Fraktion der CDU, 

Drucksache 18/3849
Überwachungskameras verhindern 

keine Gewalt gegen Polizeibeamte
– Änderungsantrag der Fraktion 

der Piraten, Drucksache 18/3885
K.-H. Rehr
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GdP-ANGEBOT

GdP-Intensivtraining für Motorradfahrer
Boksee/Kiel. Das GdP-Sicher-

heitstraining für Motorradfahrer 
hat Tradition: Im Frühjahr gibt es 
das stets sehr nachgefragte Trai-
ning für Motorradfahrerinnen und 
Motorradfahrer. So auch in diesem 
Jahr. 30 Zweiradfahrer hatten sich 
auf der ADAC-Fahrsicherheitsanla-
ge in Boksee bei Kiel eingefunden. 
Trainer Jens Pfeiffer, Fachmann 
beim ADAC, leitete die ganztägi-
gen Übungen.

Richtiges Bremsen, gekonntes 
Ausweichen, ideales Kurvenfahren, 
Fahren bei Nässe waren einige 
Stichworte, die Bestandteil von The-
orie und vor allem Praxis waren. Mit 
eigenen Maschinen standen und 
fuhren Fahrerinnen und Fahrer den 
ganzen Tag auf dem Übungsgelän-
de.

Gemeinsam mit dem Bildungs-
werk Schleswig-Holstein war auch 
in diesem Jahr die GdP Veranstalter. 
Mitzubringen waren komplette Mo-
torradschutzbekleidung mit Hand-

Ausweichen und Kurvenfahrten wurden geübt.

schuhen, Helm und Overall. Die 
GdP stellte Trainer, Mittagsimbiss 
sowie eine Versicherung für Perso-
nen- und Sachschäden. Stefan Pla-
te, Teilnehmer der Veranstaltung, 

LESERBRIEF

Mache das nicht noch mal mit
Leserbrief von Sören Fenske zur Unterbringung in der PD AFB

Ich befand mich in der Zeit vom 
25. Januar bis zum 26. Februar beim 
„ZSK-Lehrgang“ in der PD AFB. Da 
ich an der Westküste wohne und 
meine Fahrzeit nach Eutin eindrei-
viertel Stunde beträgt, war ich zum 
Wohnen während des Lehrgangs 
dort „verdonnert“. Die Wohnver-
hältnisse dort sind bekanntermaßen 
„unterste Schublade“ und für eine 
Erwachsenenfortbildung absolut 
ungeeignet. Ich durfte ein Dreibett-
zimmer alleine bewohnen, da mein 
Stubennachbar aus Lübeck kam. 
Doch das machte die ganze Sache 
nicht unbedingt besser. Die Zimmer 
dort befinden sich in einem desola-
ten Zustand. An den Sockelleisten 
und unter den Schreibtischen hat 
sich der Dreck der letzten Jahrzehn-
te gesammelt. Der Parkettfußboden 
ist abgenutzt und seit mehreren 
Jahren nicht gepflegt worden (in 
meiner Ausbildung haben wir wö-
chentlich gebohnert …). Das Inven-

tar ist zum Teil beschädigt und wird 
offenbar nicht repariert. Die Betten 
(Hochbetten) mögen für Kinder und 
Jugendliche nett sein, weil sie na-
türlich platzsparend sind, aber für 
mich (nach mittlerweile zwei Band-
scheiben-OPs) war es absolut kein 
Vergnügen, ins Bett hinein- bzw. 
morgens schlaftrunken herauszu-
klettern. Ich bin mit Sicherheit kei-
ner dieser notorischen Nörgler oder 
verwöhnt, aber ich habe mir ge-
schworen, dass ich das nicht noch 
einmal mitmache. Beim nächsten 
Mal werde ich mich weigern, in so 
einer Unterkunft zu nächtigen, und 
notfalls den Lehrgang vorzeitig be-
enden. Aber: Der Lehrgang samt 
Leitung war super. Da gibt es abso-
lut nichts zu meckern. Auch die Ver-
pflegung in der Kantine ist absolut 
klasse. Meine Beschwerden bezüg-
lich des Zimmers habe ich bei der 
Lehrgangsleitung natürlich vorge-
tragen. Die Kollegen geben diese 

Beschwerden selbstverständlich an 
die zuständigen Stellen weiter – 
passieren tut allerdings nichts. Im 
Rahmen einer Fortbildungsveran-
staltung war ich bereits im Herbst 
letzten Jahres mit dem ZSK Itzehoe 
bei der PD AFB. Anschließend hat 
sich ein Kollege unseres Komman-
dos mit demselben Anliegen direkt 
an den dortigen SB 44 gewandt. Die 
Antwort darauf lautete sinngemäß, 
dass man um die Umstände wisse, 
wegen fehlender finanzieller Mittel 
daran jedoch nichts ändern könne. 
Das kann es doch nicht sein!!! Für 
mich steht jedenfalls fest: Mehrtägi-
ge Veranstaltungen dort werde ich 
unter diesen Umständen nicht mehr 
besuchen! Und ich weiß, dass viele 
andere Kollegen genauso denken.

Sören Fenske
Anm. d. Red: Eine Stellungnahme 

zur Unterbringung in der PD AFB 
während der Fortbildung folgt in der 
kommenden Ausgabe.

schrieb zwei Tage später: „Ich 
möchte mich für die Teilnahme an 
diesem Training in Boksee bedan-
ken. Die Veranstaltung war klasse!“ 
� rr
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JUNGE GRUPPE

Qualitätsanspruch bei Ausbildung muss erhalten bleiben
GdP-Nachwuchs im Gespräch mit SPD-Landtagsabgeordneten Poersch und Lange

Eutin – Die Wohn- und Unterrichtsbe-
dingungen für die Auszubildenden in 
der Polizeidirektion für Aus- und Fortbil-
dung sowie Bereitschaftspolizei (PD 
AFB) sowie die beruflichen Perspektiven 
für den Nachwuchs bei der Landespoli-
zei waren Hauptthemen eines Gesprä-
ches, zu dem sich Vertreter der JUNGEN 
GRUPPE, der GdP-Nachwuchsorganisa-
tion, mit den beiden SPD-Landtagsab-
geordneten Regina Poersch und Simone 
Lange trafen.  Axel Dunst, Vorsitzender 
der Regionalgruppe AFB, hatte das Tref-
fen im Kasino der PD AFB organisiert. 
Anlass für den Austausch war ein Positi-
onspapier, das die GdP-Nachwuchsor-
ganisation „für ein zukunftssicheres 
Auftreten der Polizei“ formuliert hatte. 
Im Gespräch mit den beiden Landtags-
abgeordneten gaben Broder Petersen 
und Katharina Masannek den beiden 
Abgeordneten einen Einblick in die Le-
bensumstände des Polizeinachwuchses 
in der PD AFB. Und auch die bevorste-
henden Veränderungen am Standort auf 
Hubertushöhe wegen der von der Lan-
desregierung entschiedenen erhöhten 
Einstellungszahlen und die damit ver-
bundene Ausweitung der Ausbildungs-
kapazität in den kommenden Jahren 
wurden besprochen. „Es ist ein richtiger 
Schritt, die Einstellungszahlen zu erhö-
hen, dennoch darf der Qualitätsan-
spruch an die Ausbildung nicht herab-
geschraubt werden. Eine sich wandelnde 
Gesellschaft verlangt immer mehr von 
einer modernen und bürgernahen Poli-
zei. Hinzu kommt eine immer differen-
ziertere Rechtsprechung, auf die auch 
die Polizei zu reagieren hat“, stellten 
Masannek und Petersen fest. Die erhöh-
ten Einstellungs- und Ausbildungskapa-
zitäten zögen aber zwangsläufig auch 
einen zusätzlichen Raumbedarf nach 
sich, erläuterte Axel Dunst. Er unter-
strich: „25 Auszubildende sind die abso-
lute Obergrenze für die Klassengrößen 
der Ausbildungsgruppen. Ansonsten ist 
der Unterrichtserfolg gefährdet.“ Dabei 
verwies Dunst auf seine langjährigen Er-
fahrungen als Fachlehrer, aber auch auf 
Gespräche mit Verantwortlichen. Ledig-
lich zu einzelnen Themen sei eine Ver-
mittlung von Unterrichtsinhalten im 
Rahmen von Vorlesungen und damit für 
einen vergrößerten Teilnehmerkreis 
denkbar. Aber dafür müssten Hörsäle 
ebenfalls noch geschaffen werden, so 
Dunst. Auch personell bedeuteten die 
erhöhten Einstellungszahlen im Bereich 

der Lehrkräfte für 
die PD AFB einen 
immensen Kraft-
akt, der nur mit 
einem entspre-
chenden Zuwachs 
aufgefangen wer-
den könne. „Et-
was Größeres darf 
nun nicht mehr 
hinzukommen“, 
unterstrich Dunst 
unter Hinweis auf 
die personellen 
Engpässe der 
Fachlehrer für den Ausbildungsbereich. 
Dunst erinnerte daran, dass das Fortbil-
dungsangebot nach einer Organisati-
onsreform innerhalb der PD AFB auf-
grund einer nicht mehr ausreichenden 
Anzahl von Lehrkräften bereits merklich 
reduziert worden sei. 

Weitestgehend zufrieden zeigten sich 
die JUNGE-GRUPPE-Vertreter mit den 
Wohnbedingungen in der PD AFB. 
Langfristig sei jedoch eine Zweibettbe-
legung anzustreben. Derzeit teilen sich 
noch drei Auszubildende ein Zimmer. 
Das Angebot zur Freizeitgestaltung auf 
Hubertushöhe sei jedoch verbesse-
rungswürdig, insbesondere im sportli-
chen Bereich, so Masannek und Peter-
sen. Gleichzeitig unterstrichen beide 
die Forderung der GdP, dass die Anhe-
bung des Einstiegsamtes im mittleren 
Polizeivollzugsdienst ein Schritt in die 
richtige Richtung gewesen sei. Die Um-
setzung habe aber beim „Bestandsper-
sonal“ zu Unmut geführt. „Deshalb 
muss die Beförderungssituation in der 
Polizei verbessert werden“, so Masan-
nek und Petersen. Im mittleren Dienst 
müssen das Amt der Besoldungsgruppe 
A 9 mit Amtszulage und im gehobenen 
Dienst das Besoldungsamt A 11 kurz- 
oder mittelfristig auf jeden Fall erreich-
bar sein. Die beiden jungen Polizisten 
sprachen sich dafür aus, dass im Bereich 
der Polizeidirektion für Aus- und Fort-
bildung und für die Bereitschaftspolizei 
Schleswig-Holstein (PD AFB) endlich 
umgehend für die dort untergebrachten 
Anwärter ein leistungsstarker WLAN-
Zugang auch zur privaten Nutzung zur 
Verfügung stehen sollte. Dies insbeson-
dere auch, weil der Polizeinachwuchs 
zum Wohnen in der Unterkunft ver-
pflichtetet sei. Hier habe es schon in der 
Vergangenheit bereits entsprechende 
zusagende Signale gegeben, ohne dass 

sich bislang konkret etwas getan habe, 
so Axel Dunst. 

Am Ende des anderthalbstündigen 
Gesprächs waren Simone Lange und 
Regina Poersch beeindruckt von den Er-
klärungen der beiden Nachwuchspoli-
zisten. „Wir haben einen guten Einblick 
in die Lebensumstände der jungen Poli-
zeiauszubildenden auf Hubertushöhe 
erhalten“, so die beiden SPD-Abgeord-
neten. Dies helfe bei den politischen 
Verhandlungen.

Und in der Frage des WLAN-Zu-
gangs zeigten sich Lange und Poersch 
bereits zuversichtlich, dass die bereits 
länger anstehende Planung alsbald er-
folgreich umgesetzt werde. „Wir wer-
den aber noch einmal nachhaken, um 
dem Wunsch des Polizeinachwuchses in 
der PD AFB Rechnung zu tragen“, ver-
sprachen die beiden Abgeordneten. 

Die JUNGE GRUPPE der Gewerk-
schaft der Polizei vertritt in Schleswig-
Holstein insgesamt 1188 Nachwuchspo-
lizisten bis zu 30 Jahren, davon allein in 
der PD AFB  mehr als 700 Frauen und 
Männer.

Foto/Text: Thomas Gründemann
Anm. d. Red.: „Polizeischule be-

kommt WLAN“ – diese Mitteilung ver-
kündete Regina Poersch wenige Tage 
nach dem Gespräch in der PD AFB. 
Zum 30. Juni dieses Jahres werde bei 
der Polizeidirektion für Aus- und Fort-
bildung und für die Bereitschaftspolizei 
(PDAFB) in Eutin Wlan (drahtloser In-
ternetzugang) zur Verfügung stehen, 
berichtete die Abgeordnete und bezog 
sich auf eine Ankündigung von Innen-
minister Stefan Studt im Landtag. Die-
ser hatte damit auch auf mehrmonatige 
Bemühungen und zuletzt eine Kleine 
Anfrage des FDP-Abgeordneten Klug in 
gleicher Angelegenheit reagiert. 

�  Thomas Gründemann

Im Austausch: Broder Petersen, Katharina Masannek, Axel Dunst, 
Regina Poersch und Simone Lange.
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BEIHILFE

Unerträgliche Beihilfebearbeitungszeiten
(K)ein Ende in Sicht??

Kiel – Die Problematik ist immer 
wieder thematisiert worden. Eine 
Bearbeitungszeit von zurzeit zeitwei-
se 40 Tagen ist schlichtweg nicht 
mehr hinzunehmen.

Seit 2011 ist diese Angelegenheit 
ein mehr als peinliches Versagen des 
öffentlichen Arbeitgebers.

Auf Druck der GdP ist es allerdings 
immer wieder gelungen, das Problem 
in den Griff zu bekommen. So gab es 
auf Initiative der GdP-Landessenio-
rengruppe 2012 den Erfolg, dass die 
Bearbeitungszeiten von zeitweise 10 
Wochen auf 14 Tage reduziert wurden. 
Leider nicht besonders nachhaltig.

Zu den Gewerkschaftsinitiativen 
gehörten fordernde Schreiben an Be-
hörden und Ministerium, an Land-
tagsabgeordnete, an Parteien, an den 
Finanzausschuss, auch ein Brandbrief 
an den Ministerpräsidenten Albig. 
Der Petitionsausschuss wurde nicht 
selten individuell einbezogen. Nichts 
blieb unversucht.

An dieser Stelle soll keine detail-
lierte Betrachtung der einzelnen Fa-
cetten mehr erfolgen, weil die in der 
Vergangenheit ausreichend kritisiert 
wurden (hohe Arztrechnungen, Arz-
neimittelkosten, Auslagen für Pflege, 
Hilfsmittel usw.).

Gleichhoch ist festzustellen, dass 
die Beihilfe in der Regel alle Beamtin-
nen und Beamten betrifft oder betref-
fen kann; naturgemäß aber besonders 
die Kolleginnen und Kollegen, die sich 
in der Nachberuflichkeit befinden.

Sie sind aus unterschiedlichen 
Gründen öfter länger und schwerer 
erkrankt, brauchen daher teure Me-
dikamente usw.

Der GdP-Landesseniorenvorsitzen-
de Frank Poster verabredete sich zu 
einem Erörterungsgespräch im 
Dienstleistungszentrum Personal 
Schleswig-Holstein (DLZP) in Kiel mit 
der Direktorin, Frau Silke Ruck (Foto), 
„ohne Block und Bleistift“, um ein-
fach festzustellen, wo die Säge 
klemmt und wie am schnellsten Lö-
sungen erreicht werden können.

Die Personalsituation im DLZP ist 
scheinbar derart miserabel, dass diese 
langen Bearbeitungszeiten entste-
hen. Hinzu kommen missglückte Ein-
führungen von neuen Informations
techniken, auch Krankenstände.

Ja – eigentlich befindet die Landes-
polizei da in „guter Gesellschaft“.

Es ist ja nicht nur so, dass Beihilfe-
berechtige unter der Situation leiden. 
Auch die Mitarbeiter im DLZP sind mit 
der aktuellen Situation unzufrieden.

Der Druck muss demnach auf die 
Politik verschärft werden. Dafür steht 
Frank Poster, der auch im Geschäfts-
führenden GdP-Landesvorstand die 
GdP in Sachen Beihilfe vertritt, gerade.

Folgende Maßnahmen sollen bzw. 
wirken z. B. bereits im Krisenmana-
gement der Behörde:
•	 Zusätzliche Einstellung von elf Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeitern
•	 Obligatorische, bezahlte Samstags-

arbeit auf freiwilliger Basis

•	 Trennung von Antragsberatung 
und telefonischer Beratung.
Frau Ruck räumt ein, dass die Situ-

ation tatsächlich sehr problematisch 
ist und überhaupt nicht dem ent-
spricht, was sie im DLZP als gute 
Dienstleistung verstehen.

Es wird bei Redaktionsschluss er-
wartet, dass binnen sechs Monaten die 
Beihilfebearbeitungszeiten auf dem ge
wünschten Niveau von 14 Tagen sind. 
Da schauen wir mehr als genau hin.

Bei der Gelegenheit geben wir den 
Wunsch von Frau Ruck weiter, bei Be-
schwerden den eigenen Ärger, auch 
wenn er sehr nachvollziehbar ist, 
nicht an den Kolleginnen und Kolle-
gen im DLZP auszulassen.

Die GdP vertraut den Ankündigun-
gen des DLZP, vertreten durch Frau 
Silke Ruck, schaut aber genau auf die 
Ergebnisse. 			      pr

GLÜCKWÜNSCHE

zum Justizhauptsekretär
Andreas Fährmann, Dennis 

Heesch, Tobias Ruppe, Felix Schuma-
cher, Stefanie Stanze, RG Justizvoll-
zug

zur Lebenszeitanstellung
Timo Hüttenrauch, RG Justizvollzug
zum 40-jährigen Dienstjubiläum
Uwe Pölitz, RG Lauenburg-Stor-

marn
zum 25-jährigen Dienstjubiläum
Einar Riede, RG Kiel-Plön 

zur Vermählung
Melanie Ahlf geb. Eißner und Ehe-

mann, RG AFB; Olaf Rex geb. Stahlsmey-
er und Ehefrau, RG Segeberg-Pinneberg

in den Ruhestand traten
Werner Boyn, RG Steinburg-Dith-

marschen
Wir bitten alle Kolleginnen und Kol-

legen um Verständnis, dass wir nur die-
jenigen namentlich erwähnen konnten, 
die uns vor Redaktionsschluss von ih-
rer Regionalgruppe genannt wurden.

RG-TERMINE

Einladung!
Schleswig-Flensburg
Grillen für Senioren am Mittwoch, 

15. Juni 2016, 15 Uhr, in Fahrdorf, 
Schützenheim. Wir hoffen auf eine 
rege Beteiligung und wünschen uns 
einen gemütlichen Tag mit gutem Es-
sen und Gesprächen. Anmeldungen 
bis zum 10. Juni 2016 bitte an  
Walter Bossen, Tel.: 0 46 21/5 36 31,  
oder Michael Carstensen, Tel.: 04 61/ 
4 84 25 01. 

Schleswig-Holstein Mitte
Neumünster Seniorengruppe
Einladung zum Kaffeetrinken am 

Mittwoch, 15. Juni 2016, 14.30 Uhr, 
Restaurant & Café Friesenstube (im 
Haus Hog’n Dor), Klaus-Groth-Straße 
37, Neumünster. Anmeldungen bitte 
unbedingt bis 13. Juni 2015 bei Lisa 
Grützmann, Tel.: 0 43 21/2 25 16. 

Wir gratulieren 
zur Beförderung
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ANMERKUNGEN VON GdP-GESCHÄFTSFÜHRER KARL-HERMANN REHR

Und was sonst noch so war ...
22. März
Heute werden wir über politische 

Initiativen zum Thema „Mutter-
schutz“ durch den DGB informiert. 
Der schwarz-rote Koalitionsvertrag 
sieht eine Reform der Mutterschutz-
regeln vor. Das federführende Bun-
desfamilienministerium hat einen 
Entwurf in zweiter Fassung vorge-
legt. Noch in dieser Legislaturperiode 
ist die Verabschiedung geplant.

24. März
1 393 568 Menschen in Schleswig-

Holstein gehören der evangelischen 
Kirche an. Das ist etwa die Hälfte der 
Einwohner des Landes. 6% der 
Schleswig-Holsteiner sind Katholi-
ken, 3% Muslime und 0,1% sind  
Juden. Diese Zahlen hat die EKD  
gemeinsam mit der Humboldt-Uni-
versität bekannt gegeben. 

31. März 
Die Medien melden den Tod Hans 

Dietrich Genschers, früherer Bundes-
innenminister und -außenminister. 
Was viele nicht wissen, Genscher war 
Ehrenmitglied der GdP beim Bezirk 
BKA. Mit dieser Ehrenmitgliedschaft 
ehrte die GdP-Untergliederung Gen-
scher für sein persönliches und politi-
sches Engagement beim Aufbau des 
BKAs. Kontakt hielt Genscher stets 
zur GdP. So war er auch Ehrengast 
beim 50-jährigen Jubiläum. Als ich 
ihn im Rahmen eines Neujahrsemp-
fanges in Kiel traf, wusste Genscher 
sofort seine Ehrenmitgliedschaft zu 
erwähnen. 

5. April 
Wie in jedem Jahr so auch 2016: 

Der DGB hat eine aktuelle Broschüre 
zum Steuerrecht herausgegeben. 
Stand: März 2016. GdP-Mitglieder er-
halten sie kostenlos. Bestellungen bit-
te bei Dorith Stubenrauch-Schulz, E-
Mail: Dorith.Schulz@gdp.de.

21. April
Die BAO-Flüchtlinge wird heute 

aufgelöst. Der Innenminister dankte 
den eingesetzten Beamtinnen und Be-
amten für ihre engagierte Mitarbeit. 
Die Einsatzkräfte werden wieder in 
den Regeldienst versetzt. Gerichtet an 
die Polizei sagte der Minister: „Sie ha-
ben in Zeiten großer Herausforderun-
gen hervorragende Arbeit geleistet. 
Mehr noch: Sie haben ein Stück weit 
Geschichte geschrieben. Das wesent-
liche Ziel, alle Flüchtlinge menschen-
würdig unterzubringen und zu versor-
gen, wurde erreicht. Dafür gebührt 
Ihnen mein ausdrücklicher Dank.“

Auch die CDU äußerte sich. Astrid 
Damerow und Dr. Axel Bernstein sind 
skeptisch. Ob die BAO wirklich ver-
zichtbar ist, werde sich zeigen, mein-
ten die Parlamentarier.

22. April 
Die polizeiliche Begleitung von 

Schwertransporten wird vielleicht bald 
ein Ende haben. Mit Datum von heute 
legt Schleswig-Holstein einen Bundes-
ratsantrag in Berlin vor, der die Belei-
hung privater Dienstleister zur Beglei-
tung von Großraum- und Schwertrans-
porten vorsieht. Innenminister Studt 
begründet: „Das Aufkommen von Be-
gleitanforderungen für Großraum- und 
Schwertransporte an die Landespolizei 
hat sich in Schleswig-Holstein in den 
vergangenen zehn Jahren nahezu ver-
vierfacht. Waren es in 2006 noch 3457 
Transporte, gab es in 2015 bereits 
13 746 Begleitanforderungen. Ein Auf-

wuchs an Einsätzen, der für die ohne-
hin stark beanspruchte Polizei eine im-
mense zusätzliche Belastung darstellt“, 
sagte Studt.

25. April 
Neuer Oberstaatsanwalt in Lübeck. 

Zum Nachfolger von Thomas-Michael 
Hoffmann wurde Dr. Ralf Peter Anders 
durch die Justizministerin bestellt. Dr. 
Ralf Peter Anders ist Jahrgang 1965 und 
begann zum Sommersemester 1986 das 
Studium der Rechtswissenschaften an 
der Universität Hamburg, das er im Au-
gust 1991 mit der Ersten Juristischen 
Staatsprüfung abschloss. Es folgten eine 
wissenschaftliche Tätigkeit am Max-
Planck-Institut für internationales Recht 
in Freiburg und von 1992 bis 1995 das 
Referendariat in Hamburg. Nach dem 
Abschluss der Großen Juristischen 
Staatsprüfung im Mai 1995 wurde Dr. 
Anders Anwalt in einer Hamburger 
Kanzlei, trat aber zwei Jahre später in 
die Landesjustiz Schleswig-Holstein als 
Staatsanwalt in Lübeck ein. Nach einer 
Abordnung seit Ende 2005 ins Justizmi-
nisterium wurde Dr. Anders zum Juli 
2012 stellv. Leiter der Staatsanwalt-
schaft Lübeck und übernimmt nun de-
ren Leitung.

3. Mai 
Stefan Studt, Innenminister, führt 

vor der Landespressekonferenz zum 
Verfassungsschutzbericht aus: 

Eine große Herausforderung für 
die Sicherheitsbehörden ist der Isla-
mismus. Der Minister: „Diese Leute 
sind unter uns aufgewachsen und mit 
der Lebensweise hierzulande ver-
traut“, sagte Studt. Ein weiteres Prob-
lem seien als Flüchtlinge getarnt ein-
reisende Jihadisten. Es sei einfach 
nicht möglich, alle diese Personen an 
den Grenzen rechtzeitig zu erkennen.

Aber auch die rechtextremistische 
Szene macht den Verfassungsschüt-
zern Sorge. 

Es beherrschte die Anti-Asyl-Agita-
tion die Verlautbarungen, Veranstal-
tungen und Versammlungen. „Diese 
Agitation war an verbaler Radikalität 
kaum noch zu überbieten“, sagte 
Studt. Das gelte vor allem für die sozi-
alen Netzwerke. Die erkennbare 
Strafbarkeit bestimmter Äußerungen 
stelle grundsätzlich keine Hemm-
schwelle mehr dar. Wo immer der 
Verfassungsschutz auf entsprechende 
Aussagen stoße, schalte er unmittel-
bar die Strafverfolgungsbehörden 
ein.


